
EU-Regierungschefs fürchten humanitäre Katastrophe: Aus Libyen geflohene Menschen stehen in einem Lager an der Grenze zu Tunesien für Lebensmittel an. Foto: AFP

„Gaddafi muss gehen“
EU fordert Rückzug des libyschen Machthabers / Keine Festlegung auf Flugverbotszone

Brüssel. Die EU-Länder fordern den 
sofortigen Rücktritt von Muammar al-
Gaddafi. Auf weitere Drohgebärden 
gegen den libyschen Diktator einigten 
sich die Teilnehmer gestern beim Gip-
fel in Brüssel aber nicht. Eine Flug-
verbotszone über Libyen soll es nur 
geben, wenn die Vereinten Nationen 
das billigen und die Regionalorganisa-
tionen Arabische Liga und Afrikani-
sche Union einverstanden sind. Au-
ßerdem will Europa mit der libyschen 
Opposition verhandeln und wirtschaft-
liche und politische Hilfen für die 
nordafrikanischen Mittelmeerländer 
ausarbeiten.

Von MARTINA HERZOG, 
REBECCA MÜLLER und NEFELI FILOS

Europas Nachbarschaft ist nicht mehr  
nur in Aufruhr, inzwischen steht sie so-
gar in Flammen: In Libyen drohen wei-
tere Tote, mehr Flüchtlinge und sogar 
ein Bürgerkrieg.  Die Europäische Union 
würde gerne löschen – aber sie ist sich  
uneins, wie das geschehen soll. „Wir 
wollen, dass der Diktator Gaddafi ab-
tritt“, sagte Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) immerhin nach der Sit-
zung mit ihren europäischen Amtskolle-
gen. „Er ist für uns kein legitimer Ge-
sprächspartner mehr, weil er Krieg 
gegen seine eigene Bevölkerung führt.“ 
„Das Problem hat einen Namen: Gadda-
fi. Er muss gehen“, sagte der EU-Kom-

missionspräsident José Manuel Barroso.
 Alle EU-Länder seien sich in dieser 

Frage einig. Zudem würden weitere 
Sanktionen „im finanziellen und wirt-
schaftlichen Bereich“ geprüft. Sie sollen 
dem Gaddafi-Regime wirtschaftlich den 
Boden entziehen. Einem Beschluss des 
UN-Sicherheitsrates folgend hatte die 
EU bereits vor dem Gipfel Strafmaßnah-
men gegen Gaddafi, seine Getreuen und 
mehrere libysche 
Finanzinstitute ver-
hängt. Dazu gehö-
ren Konten- und 
Reisesperren und 
ein Importverbot für 
Waffen und Polizei-
ausrüstung. 

Zudem will die 
Europäische Union 
nun mit dem liby-
schen Übergangsrat 
verhandeln, einer 
Organisation der 
Oppositionsbewe-
gung. „Das bedeutet 
keine Anerkennung, 
aber er ist Ge-
sprächspartner“, 
sagte Merkel. Seit-
dem immer mehr 
EU-Länder den 
Rücktritt Gaddafis 
fordern, fehlt ihnen 
ein Verhandlungs-
partner in Libyen. 

„Was haben wir auch für eine Wahl“, 
kommentierte Frankreichs Präsident 
Nicolas Sarkozy. Es gibt bisher keine 
Vertretung der libyschen Opposition, die 
durch demokratische Wahlen bestätigt 
wäre. 

Für die Einrichtung einer Flugverbots-
zone über Libyen plädierten die Staats- 
und Regierungschefs bei ihrem Treffen 
nicht. Sie hielten sich diese Option aber 

offen. Vor allem 
Briten und Franzo-
sen wollen einen 
Beschluss des UN-
Sicherheitsrats er-
reichen, der ein 
solches Engage-
ment rechtlich ab-
sichert. Merkel sag-
te, die rechtlichen 
Vorraussetzungen 
seien nicht erfüllt. 
Als Vorbedingung 
gilt ein Entschluss 
des UN-Sicherheits-
rates und die Unter-
stützung der Arabi-
schen Liga. 
Allerdings will die 
EU nun einen Gipfel 
gemeinsam mit der 
Arabischen Liga 
und der Afrikani-
schen Union abhal-
ten. 

Eine Flugverbots-

zone soll Gaddafi daran hindern, die ei-
gene Zivilbevölkerung zu bombardieren. 
Sie ist umstritten, weil sie mit militäri-
schen Mitteln durchgesetzt werden 
müsste. Die USA als größte Macht im 
Militärbündnis Nato zeigen wenig Be-
reitschaft zum Eingreifen in Libyen. Zu 
groß ist die Furcht, sich nach den lang-
wierigen und umstrittenen Einsätzen in 
Afghanistan und Irak erneut eine blutige 
Nase zu holen.

Mit großer Sorge blicken die Spitzen-
politiker auf die humanitäre Notlage in 
Libyen und den angrenzenden Gebieten. 
Mehr als 250 000 Menschen sind nach 
UN-Angaben inzwischen aus dem Land 
geflüchtet, vor allem nach Tunesien und 
Ägypten. Drei Viertel des libyschen Ge-
biets sind nach Informationen des inter-
nationalen Roten Kreuzes von humani-
tärer Hilfe abgeschnitten. Alle 
Konfliktparteien seien aufgerufen, hu-
manitären Helfern Zugang zu den Men-
schen in Not zu ermöglichen, unterstri-
chen die Staats- und Regierungschefs. 
Die EU-Staaten versprechen, ihre be-
reits begonnene Nothilfe weiterzuführen 
und dabei effizienter zusammenzuar-
beiten.

Während die Staats- und Regierungs-
chefs über die nächsten Schritte spra-
chen, drohte Gaddafi der EU, sich nicht 
mehr um Terroristen und illegale Ein-
wanderer zu scheren, wenn Europa die  
„aktive Rolle Libyens“ als „Garant für 
die Stabilität“ Afrikas  missachte.

STANDPUNKT

Investitionen 
ins Personal

Die Überraschung ist 
gelungen: Statt endlo-
ser Tarifrituale und 
f lächendeckender 
Streiks liegt nun 
schon eine Einigung 
auf dem Tisch – noch 
vor Ablauf der gesetz-
ten Frist. Der Ab-
schluss mit zwei Ge-

haltserhöhungen 2011 und 2012 sowie 
höherem Lohnsockel und Einmalzahlun-
gen kommt den Gewerkschafts-Forderun-
gen relativ nahe. Das ist ungewöhnlich. 

Das ausgewogene Ergebnis folgt aber 
einer unabwendbaren Logik: Je näher 
der allgemeine Mangel an Fachkräften 
rückt, umso mehr müssen die konkurrie-
renden Arbeitgeber anbieten, um gute 
Leute zu gewinnen. Zukunfts-Investitio-
nen werden zukünftig auch Investitionen 
ins Personal sein. Allein der dramatische 
Lehrermangel, der den Ost-Ländern be-
vorsteht, illustriert das Dilemma allzu 
deutlich. Genau für die Pädagogen ent-
hält der Abschluss jedoch eine bittere 
Pille: Eine gerechtere Eingruppierung 
wurde abermals vertagt. Es dürfte jedoch 
nur eine Frage der Zeit sein, bis auch 
diese Schraube nachjustiert wird.

politik@lvz.de

Von Sven Heitkamp

KOMMENTAR

Keine Lösung 
für Libyen

Europa will die Um-
sturzstaaten Nord-
afrikas beim Weg in 
die Demokratie unter-
stützen, auch mit 
Wirtschafts- und Fi-
nanzhilfen. Das war 
zu erwarten. Tragisch 
ist aber nicht, was 
die EU tut, sondern 

was sie nicht tut: Sie wird höchstwahr-
scheinlich nicht militärisch eingreifen. 
Das ist richtig, aber nicht gut. 

Die Einrichtung einer Flugverbotszone 
ist vorerst vom Tisch. Damit könnte 
man versuchen, das Gaddafi-Militär an 
Schlägen gegen die eigene Bevölkerung 
zu hindern. Die Einrichtung ist äußerst 
umstritten, weil der Westen sich damit 
in einen Militäreinsatz begeben würde. 
Denn ein Flugverbot ist nur glaubhaft, 
wenn dahinter die Drohung steht, es 
mit Gewalt durchzusetzen. Wo solche 
Einsätze hinführen können, zeigen der 
Irak und Afghanistan. Auf noch einen 
verwickelten Einsatz in einem nicht-
westlichen Land will sich die Mehrheit 
der Verantwortlichen nicht einlassen. 

Das ist eine bittere Erkenntnis, die 
auch schöne Worte nicht versüßen. 
„Das libysche Volk muss entscheiden“, 
so EU-Ratspräsident Herman Van Rom-
puy. Libyens Volk entscheidet gar 
nichts. Dort gilt das Recht des Stärke-
ren. Und die Welt schaut zu.

politik@lvz.de

Von Martina Herzog

STICHWORT

EU-Sanktionen

Die neuen EU-Sanktionen sind gestern 
offiziell in Kraft getreten. Die Druck-
mittel sehen vor, die Vermögen von 
fünf libyschen Finanzinstituten mit so-
fortiger Wirkung einzufrieren. Außer-
dem wird der österreichische Staats-
bürger Mustafa Zarti auf eine Liste 
von bislang 26 libyschen Führungsper-
sonen gesetzt – seine Konten werden 
damit gesperrt. Da der als Strohmann 
Gaddafis geltende Zarti einen EU-Pass 
hat, darf er sich aber weiter in der EU 
aufhalten – im Gegensatz zu 26 ande-
ren Personen, unter denen auch Mu-
ammar al-Gaddafi selbst ist. Deutsch-
land hatte bereits gestern die Konten 
der libyschen Notenbank und des liby-
schen Staatsfonds LIA bei deutschen 
Banken gesperrt. dpa

DREI FRAGEN AN …

... Manfred Kolbe (CDU), 
Mitglied des Finanzausschusses

Die Staats- und Regie-
rungschefs der europäi-
schen Union beraten in 
Brüssel über die Absi-
cherung des Euro. Bun-
deskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) schlägt 
einen Pakt für  Wettbe-
werbsfähigkeit vor. Was 
ist der Preis für die Ret-
tung des Euro?

Der Euro-Rettungsschirm treibt die deut-
sche Staatsschuld in unverantwortliche 
Höhen. Für die bisherigen Rettungspro-
gramme haftet Deutschland mit 220 Milli-
arden Euro. Die für März beschlossene 
Verdopplung des Rettungsschirms stockt 
die Haftung um weitere 100 Milliarden 
Euro auf. Diese rasante Steigerung der 
Staatsverschuldung gefährdet die deut-
sche Bonität und wird zu einer Verteue-
rung der Kreditaufnahmen von Bund, Län-
dern und Kommunen führen.

Fürchten Sie Nachteile im internationalen 
Wettbewerb?

Europa muss sich heute in der globalisier-
ten Welt gegenüber den USA, China, In-
dien behaupten. Die von einer europäi-
schen Wirtschaftsregierung ausgehende 
Nivellierung auf Mittelmaß zwischen 
Deutschland und Griechenland wird Euro-
pa seine Wettbewerbsfähigkeit kosten. 
Die Garantien der Europäischen Union er-
muntern, die eigene Verschuldungspolitik 
zu Lasten der europäischen Partner fort-
zusetzen. Die Einführung deutscher Stabi-
litätskultur im Mittelmeerraum ist eine Il-
lusion.

Gibt es Alternativen?

Deutschland und Europa brauchen mehr 
denn je das marktwirtschaftliche Prinzip 
der Eigenverantwortung. Wer spekuliert 
und derzeit 13 Prozent Zinsen für grie-
chische Staatsanleihen kassiert, muss 
auch mit einer Insolvenz Griechenlands 
rechnen und dann den Verlust tragen. 
Staaten, die sich übermäßig verschulden, 
müssen für ihre Schulden auch höhere 
Zinsen zahlen, da nur dies ihre Verschul-
dung nach oben abbremsen wird. Nur ein 
Europa mit Eigenverantwortung wird den 
globalen Wettbewerb des 21. Jahrhun-
derts bestehen. 

 Interview: Dieter Wonka
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In Saudi-Arabien haben gestern Hunderte 
von Aktivisten trotz der Warnungen des 
Herrscherhauses Demonstrationen für 
mehr Freiheitsrechte organisiert.

In Tunesien sind gestern bei Ausschrei-
tungen zwei Menschen ums Leben gekom-
men. 20 weitere wurden nach Angaben 
des Innenministeriums in Tunis verletzt.

In Italien sollen sämtliche Prozesse gegen 
Regierungschef Silvio Berlusconi künftig 
an Montagen verhandelt werden, wie sich 
Gericht und Verteidigung einigten.

Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich 
(CSU) sprach sich für das Verschärfen des 
Ausländerrechts aus. Es gehe um „einen 
Gleichklang von Fordern und Fördern“.

Der mutmaßliche Militärchef der baski-
schen Terror-Organisation Eta und dessen 
Stellvertreter sind im Norden Frankreichs 
von der Polizei gefasst worden. 
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